
 

 

N i e d e r s c h r i f t 

HFA/VIII/16 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Gemeinde Ro-
sendahl am 15.11.2012 im Sitzungssaal des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, Ro-
sendahl. 
 
Anwesend waren: 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Niehues, Franz-Josef Bürgermeister    
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Branse, Martin       
Meier, Frank       
Mensing, Hartwig       
Rahsing, Ewald       
Reints, Hermann       
Schubert, Franz       
Schulze Baek, Franz-Josef       
Söller, Hubert       
Steindorf, Ralf       
 
Von der Verwaltung 
 
Gottheil, Erich Allgemeiner Vertreter    
Isfort, Werner Kämmerer    
Roters, Dorothea Gleichstellungsbeauftragte    
Wisner-Herrmann, Sabine Schriftführerin    
 
Die Ratsmitglieder als Zuhörer 
 
Riermann, Günter    ab TOP 4 ö.S. 
Weber, Winfried       
 
 
Es fehlten entschuldigt: 
   
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 21:10 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Bürgermeister Niehues begrüßte die Ausschussmitglieder, die zahlreich erschienenen Zuhö-
rerinnen und Zuhörer, die Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung sowie Herrn Witten-
berg von der Allgemeinen Zeitung Coesfeld.  
 
Er stellte fest, dass zu dieser Sitzung mit Einladung vom 6. November 2012 form- und frist-
gerecht eingeladen wurde und der Ausschuss beschlussfähig sei.  
 
Hiergegen erhob sich kein Widerspruch.  
 

1 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von Einwohnern gestellt.  

 

 

 
 

2 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 

 
 

2.1 Stellungnahme der Gemeinde Rosendahl zum Entwurf des Kreishaushaltes - 

Herr Mensing 
 
Fraktionsvorsitzender Mensing verwies auf den Entwurf des Kreishaushaltes, der 
den Kommunen mit der Bitte um Stellungnahme zugesandt worden sei und fragte, 
welche Stellungnahme die Gemeinde Rosendahl hierzu abgegeben habe.  
 
Kämmerer Isfort teilte mit, dass bei einem ersten Termin des Kreises Coesfeld zu-
nächst nur die Daten für den Entwurf des Kreishaushaltes vorgestellt worden seien. 
Bei einem zweiten Termin, der erst am heutigen Tage stattgefunden habe, sei in 
einer Arbeitsgruppe ein Entwurf für eine Stellungnahme erstellt worden, die sich aus 
mehreren Modulen zusammensetzen werde. Die endgültige Stellungnahme werde 
aus allen Modulen zusammengestellt.  
Zwei dieser Module werde er selbst verfassen, wobei es sich in einem Modul u.a. 
um die zügige Rückgabe von Überschüssen aus der Vergangenheit handele. 
Grundlage hierfür sei die Rechtsnorm des NKF-Weiterentwicklungsgesetzes, wo-
nach die Kreisumlage kostendeckend sein solle, aber nicht zur Bildung von Über-
schüssen führen dürfe. 
Das Thema des zweiten Moduls müsse er neu erarbeiten und könne dazu nur sa-
gen, dass auch die Jugendamtsumlage hier mit einfließen solle.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte weiter, ob Herr Isfort sagen könne, wann die-
ser Entwurf fertig sei, da doch in nächster Zeit eine Entscheidung des Kreistags 
über den Haushalt anstehe. Ferner erkundigte er sich, ob der Entwurf den Fraktio-
nen des Rates der Gemeinde Rosendahl zur Verfügung gestellt werden könne.  
 
Kämmerer Isfort antworte, dass es geplant sei, bis zum kommenden Montag die 
verschiedenen Module zusammenzutragen. Die endgültige Abfassung der Stellung-
nahme obliege Herrn Bürgermeister Öhmann, der diese am Ende der kommenden 
Woche dem Kreistag übermitteln werde. Dem Landrat obliege sodann die Pflicht, 
die Stellungnahme an die Fraktionen weiterzuleiten.  
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3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschuss-

sitzungen 
 
In der öffentlichen Sitzung am 13. September 2012 wurden keine Beschlüsse ge-
fasst.  

 

 

 
 

4 Antrag der CDU-Fraktion vom 11.09.2012;  

hier: Beantragung der Mitgliedschaft der Gemeinde Rosendahl in der KGSt 

und anschließende Beauftragung eines Organisations- und Verwaltungsstruk-

turgutachtens 

Vorlage: VIII/473 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/473. 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf erklärte, dass sich seit der Antragstellung durch die 
CDU-Fraktion am 11. September 2012 eine Menge ereignet habe und viele Gesprä-
che geführt worden seien. Ebenso habe man das Meinungsbild in der Bevölkerung 
zur Kenntnis genommen. Daher habe man den ursprünglichen Antrag überarbeitet 
und deutliche Änderungen vorgenommen, so dass er hoffe, heute eine Grundlage 
für die Beschlussfassung des Rates erarbeiten zu können. Unter anderem sei es 
nicht mehr geplant, die KGSt mit einem Gutachten zu beauftragen.  
Er richte daher die kollegiale Bitte an die anderen Ausschussmitglieder, zu einem 
Konsens zu kommen.  
Er verwies ferner auf seine Anfrage in der Ratssitzung am 27.09.12 zur Beteiligung 
von Personalrat und Mitarbeitern an der Entwicklung eines Personalkonzeptes. Bür-
germeister Niehues habe dazu mitgeteilt, dass es sowohl ein Gespräch mit der 
Gleichstellungsbeauftragten und dem Personalrat als auch mit den Fachbereichslei-
tern gegeben habe. Er sei der Ansicht, dass hier von vier verschiedenen Meinungen 
die Rede gewesen sei. Dies sei im Protokoll so nicht wiedergegeben worden. Er 
bitte darum, von der Gleichstellungsbeauftragten eine Darstellung ihrer Sicht der 
Dinge zu bekommen.  
 
Gleichstellungsbeauftragte Roters betonte, dass ihre schriftliche Stellungnahme aus 
dem Monat August 2012 datiert sei und auf dem Bericht der Gemeindeprüfungsan-
stalt basiere. Sie habe bereits seit  2 Jahren versucht, die Notwendigkeit der Erstel-
lung eines Personalkonzeptes zu vermitteln, ohne dabei auf Gehör zu stoßen. Damit 
sich endlich etwas bewege, habe sie den Weg der schriftlichen Dokumentation ihres 
Anliegens gewählt. Der am 11. September 2012 von der CDU-Fraktion eingereichte 
Antrag ziele allerdings in die gleiche Richtung. Sie habe daher Wert darauf gelegt, 
dass ihre Stellungnahme der Sitzungsvorlage beigefügt werde, da diese ansonsten 
erst im Rahmen der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses im Dezember 
2012 vorgelegt worden wäre.  
Sie sei seit 25 Jahren bei der Gemeinde beschäftigt und seit 17 Jahren als Gleich-
stellungsbeauftragte tätig. Wer sie kenne, wisse, dass sie immer das Gespräch su-
che und keinen Konflikt. Allerdings habe sie bei der Sitzungsvorlage den Eindruck, 
dass zwischen der Gleichstellungsbeauftragten und der Verwaltung Fronten aufge-
baut werden sollen.  
Sie machte im Folgenden deutlich, dass das absolut nicht ihre Intention sei. Es sei 
nicht die Aufgabe einer Gleichstellungsbeauftragten, die Entscheidungsfreiheit des 
Bürgermeisters zu beschneiden. Dieser sei als Leiter der Verwaltung befugt, Ent-
scheidungen zu treffen und müsse diese auch verantworten. Allerdings seien dieser 
Entscheidungsfreiheit dann Grenzen gesetzt, wenn es andere Gesetze gebe, die 
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sein Handeln einschränkten. Sie finde es allerdings unangemessen, weiter auf die-
ses Thema einzugehen und bitte darum, zur Kenntnis zu nehmen, dass sie eine 
andere Rechtsauffassung habe als der Bürgermeister. Sie setze in die heutige Sit-
zung die große Hoffnung, dass nach einer sachgerechten Beratung eine für alle 
zufriedenstellende Lösung gefunden werden könne. Sie wolle nun zur Frage von 
Herrn Steindorf kommen und ihre Sicht der Dinge noch einmal darlegen:  
Sie sehe die Verwaltung der Gemeinde Rosendahl in einer sich zuspitzenden kriti-
schen Situation, weil einerseits die komplette Führungsriege der Verwaltung in kür-
zester Zeit altersbedingt ausscheiden werde bzw. schon ausgeschieden sei und 
andererseits eine Reduzierung der Fachbereichsleitungsstellen geplant sei, die 
zwangsläufig auch eine Verwaltungsumstrukturierung bedeute. Dazu komme eine 
Überalterung der Verwaltung, die sich durch alle Fachbereiche ziehe, das altersbe-
dingte Wegbrechen großer Mitarbeiterbereiche, das Fehlen von Nachwuchskräften 
und das zu befürchtende Abwandern von Mitarbeiter/Innen sowie die möglicher-
weise erfolglose Suche nach neuem Personal. Sie sei mit der miserablen Finanzla-
ge der Gemeinde Rosendahl bestens vertraut und sich dessen auch bewusst. Auch 
sie stelle sich, ebenso wie alle Mitarbeiter/Innen, der Verantwortung kein Geld für 
sinnlose Gutachten „aus dem Fenster“ zu werfen.  
Es bedürfe einer gewissen Weitsicht, zu sehen, dass eine Investition aber auch zu 
einer Kostenreduzierung in der Zukunft führen könne. Eine Organisationsuntersu-
chung schaue sich zunächst genau an, welche Aufgaben in einer Gemeinde erfüllt 
werden, ohne dabei das vorhandene Personal zu berücksichtigen. Dies ermögliche 
einen objektiven Blick auf die Verwaltung und deren mögliche Reform. So eine Or-
ganisationsuntersuchung sei im Regelfall nur die Grundlage für ein Personalent-
wicklungskonzept. Erst danach werde überlegt, welches Personal für eine möglich-
erweise neu entwickelte Organisationsstruktur zur Verfügung stehe.  
Eine solche Organisationsuntersuchung für die Erstellung eines Personalentwick-
lungskonzeptes gebe es nicht und habe es für die Gemeinde Rosendahl auch bis-
her noch nie gegeben.  
Dies halte sie für einen folgenschweren Fehler, denn jede Personalmaßnahme, ins-
besondere bei interner Ausschreibung und Besetzung ziehe im Dominoeffekt weite-
re Personalmaßnahmen nach sich. In einer solchen Lage könne sie die Auswirkun-
gen auf die Gleichstellung von Frau und Mann nicht beurteilen, wobei sich diese 
Beurteilung nicht auf den personellen Einzelfall beziehe, sondern auf die Ge-
samtstruktur. Als Gleichstellungsbeauftragte könne sie zwar keine externe Organi-
sationsuntersuchung einfordern, wohl aber die Erstellung eines Personalentwick-
lungskonzeptes. Ohne dieses könne sie weiteren Personalentscheidungen nicht 
zustimmen. Im Rahmen des bestehenden Haushaltssicherungskonzeptes (HSK) 
müsse man nicht nur die Kosten allein prüfen, sondern auch die Notwendigkeit, der 
mit den Aufwendungen verbundene Nutzen sowie ein evtl. von der Gemeinde abzu-
wendender Schaden. Diese Prüfung sei bisher noch nicht erfolgt. Erst nach einer 
solchen Prüfung sollte man erneut die Kostenseite betrachten. Der Kämmerer habe 
in der Ratssitzung bereits die Frage, ob der Aufwand für ein externes Gutachten das 
HSK in Gefahr bringe, verneint. Als Gleichstellungsbeauftragte sei es ihre Pflicht, 
die Gleichbehandlung aller Mitarbeiter/Innen zu gewährleisten. Ihr vorrangiges An-
liegen sei es, dieser Pflicht angemessen nachkommen zu können. Daher biete sie 
weiterhin ihre Unterstützung bei der Erarbeitung eines Personalentwicklungskonzep-
tes an, das dann gemeinsam mit der Verwaltungsführung, dem Fachpersonal und 
der Personalvertretung erarbeitet werden sollte. Sie appellierte zum Schluß an alle 
Anwesenden, die Aufgaben in und für die Gemeinde Rosendahl mit Sachverstand 
und Engagement wahrzunehmen und nicht so weiterzumachen wie bisher.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf stellte fest, dass es wahrscheinlich dazu kommen 
werde, dass Personal abwandere, dabei auch hochwertiges Personal. Er fragte, ob 
es richtig sei, dass eine sehr kompetente Mitarbeiterin ihre Stelle zum Ende des 
Jahres gekündigt habe.  
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Bürgermeister Niehues erklärte, dass dies richtig sei, wenn er die stellvertretende 
Leiterin der Finanzbuchhaltung meine.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse teilte mit, dass es im Beamtenrecht sogar die Pflicht 
gebe, einen Vorgesetzten auf mögliche Fehler aufmerksam zu machen. Vergleich-
bar sei die Situation der Gleichstellungsbeauftragten und des Bürgermeisters. Er 
halte daher die heutige Sitzungsvorlage für „grenzwertig“. Es werde deutlich, dass 
der Bürgermeister seine Entscheidungen ohne Mitsprache der Mitarbeiter treffen 
wolle. Er sei aber ebenfalls der Meinung, dass es dringend notwendig sei, die Auf-
gaben der Verwaltung zu analysieren und zu prüfen, wie eine wirtschaftliche Infra-
struktur in Bezug auf die Aufgabenverteilung und den Personaleinsatz aussehen 
könne. Es sei notwendig, dass die Gemeinde sich so schlank wie möglich mache, 
um Einsparungen zu erreichen. Zwar sei ein externes Gutachten teuer, aber er halte 
es in diesem Fall für gut angelegtes Geld. Er betonte, dass er sich mit dieser An-
sicht gegen seine eigene Fraktion wende, die ihm den Auftrag erteilt habe, die Er-
stellung eines Gutachtens für 25.000 € abzulehnen. Er sei daher froh, dass heute 
noch einmal eine Diskussion angeregt worden sei. Abschließend machte er seine 
Meinung deutlich, dass es nicht richtig sei, jemanden zur Gleichstellungsbeauftrag-
ten zu machen und später zu sagen, dass bestimmte Dinge sie nichts angingen.  
 
Die Frage von Ausschussmitglied Söller, ob er eine Frage an den Allgemeinen Ver-
treter Gottheil richten dürfe, wurde von Bürgermeister Niehues verneint.  
 
Fraktionsvorsitzender Meier teilte mit, dass auch er heute mit einer schwierigen 
Meinungsvertretung für die FDP-Fraktion betraut sei. Man habe sich intensiv mit den 
Argumenten aus der letzten Ratssitzung beschäftigt und darüber diskutiert. Er selbst 
halte eine Organisationsuntersuchung für ausgesprochen sinnvoll, weil er glaube, 
dass dadurch Arbeitsvorgänge verbessert werden könnten. Die Mehrheit der FDP-
Fraktion habe sich allerdings dagegen ausgesprochen. Er würde es daher begrü-
ßen, diesen Antrag nochmals zurück an den Rat zu verweisen und dort mit einer 
personenbezogenen Abstimmung zu entscheiden.  
 
Ausschussmitglied Reints erklärte, dass er sich zusammen mit Herrn Weber große 
Mühe gegeben habe, die Sicht der Dinge zu relativieren. Er persönlich sei der Mei-
nung, dass es dem Bürgermeister obliege, seine Personalsituation in den Griff zu 
bekommen und dabei insbesondere auf die Loyalität der Mitarbeiter zu achten. Er 
selbst habe das in seinem Geschäft immer so gemacht und sei gut damit gefahren.  
Sicher sei es einerseits interessant zu erfahren, zu welchen Ergebnissen ein exter-
nes Gutachten käme, andererseits stünde man dann in der Kritik, 25.000 Euro in 
Zeiten der Haushaltssicherung auszugeben. Zudem käme dann das Problem auf, 
die möglichen Ergebnisse dieses Gutachtens auch umzusetzen. 
Die Mitglieder der Fraktion Bündnis90/Die Grünen seien der Ansicht, dass der Bür-
germeister die Kompetenz behalten solle, selbst über sein Personal zu entscheiden. 
Dies entspreche dem realen Leben. Wer gut sei werde befördert und andere Mitar-
beiter hätten die Möglichkeit hier nachzurücken. 
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte, ob es richtig sei, dass offenbar noch nie zu-
vor in der Gemeinde Rosendahl ein Personalkonzept erstellt worden sei.  
 
Bürgermeister Niehues antwortete, dass ein schriftliches Personalkonzept bislang 
nicht erstellt worden sei.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte weiter, warum dann ausgerechnet zu diesem 
Zeitpunkt ein Personalkonzept erstellt werden solle. Er könne nicht ganz nachvoll-
ziehen, warum es so kritisch gesehen werde, dass die Anzahl der Fachbereiche von 
vier auf drei reduziert werden solle. Grundsätzlich gingen er und seine Kolle-
gen/Kolleginnen davon aus, dass ein Personalentwicklungskonzept die grundsätzli-
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chen Aufgaben der Verwaltung darlege und möglicherweise zu einer Verschlankung 
führen könne. Bei dem Antrag der CDU-Fraktion und den Ausführungen der Gleich-
stellungsbeauftragten, Frau Roters höre sich das aber ganz anders an. Offenbar sei 
zwar der Wunsch nach der Erstellung eines Personalkonzeptes vorhanden, aber 
aus jeweils völlig anderen Perspektiven. Warum das zum jetzigen Zeitpunkt zwin-
gend erforderlich sein solle, erschließe sich ihm nicht.  
 
Ausschussmitglied Rahsing fragte nach, inwieweit die Kosten für ein Organisations-
gutachten das HSK der Gemeinde Rosendahl beeinflussen würden.  
 
Kämmerer Isfort erklärte, dass es nicht zu leugnen sei, dass das HSK durch die 
Kosten für ein Organisationsgutachten beeinflusst werde, allerdings nicht nachhal-
tig, da es sich um einmalige Kosten handele. Es sei richtig, alle Argumente für und 
wider eine entsprechende Ausgabe auf den Prüfstand zu stellen und dabei auch 
langfristig zu planen. Er selbst halte ein Organisationsgutachten für das klassische 
Instrument der Haushaltssicherung, da man auch mit einem langfristigen Konzept 
zur Sanierung des Haushaltes beitragen könne. Die Gemeindeprüfungsanstalt ma-
che ihre Empfehlung für die Erstellung eines Organisationsgutachtens ja ebenso vor 
dem Hintergrund des HSK.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf stellte fest, dass die Gemeindeprüfungsanstalt an 
mehreren Stellen die Notwendigkeit einer Organisationsuntersuchung deutlich fest-
gestellt habe. Er fragte Bürgermeister Niehues, warum er dem Allgemeinen Vertre-
ter Gottheil auf Bitte des Ausschussmitgliedes Söller zuvor nicht das Wort erteilt 
habe. 
 
Bürgermeister Niehues entgegnete, dass der Bericht der Gemeindeprüfungsanstalt 
lediglich eine Organisationsuntersuchung empfehle, aber nicht für zwingend not-
wendig halte.  
Im Übrigen handele es sich um seine Kompetenz. 
 
Ausschussmitglied Schulze Baek verwies noch einmal darauf, dass der Antrag der 
CDU-Fraktion in erster Linie vor dem Hintergrund der Fluktuation im Bereich der 
Verwaltungsspitze gestellt worden sei. Es gehe hier noch nicht unbedingt um die 
Reduzierung von vier auf drei Fachbereiche.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse war der Ansicht, dass auch eine Empfehlung der Ge-
meindeprüfungsanstalt zu beachten sei. Der Bürgermeister gehe ohnehin über viele 
der Empfehlungen hinweg. Er sei nach wie vor der Ansicht, dass ein externes Gut-
achten durchaus neue Ansätze aufzeigen könne und die dafür notwendigen Kosten 
gut angelegt seien.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing erklärte, dass er noch immer der Meinung sei, dass 
der Wunsch nach der Aufstellung eines Personalentwicklungskonzeptes auf zwei 
verschiedenen Sichtweisen beruhe. Einerseits gehe es dabei um eine weitere Ver-
schlankung der Verwaltung, andererseits spiele die Sorge eine Rolle, dass es durch 
eine Verschlankung zu einer höheren Arbeitsbelastung der einzelnen Mitarbeiter 
kommen könne.  
Die WIR-Fraktion habe im Rahmen der Haushaltsberatungen für den Bereich Per-
sonalkosten nur eine leichte Steigerung vorgesehen. Er frage sich, ob dies mit der 
möglichen Forderung eines Personalentwicklungskonzeptes nach einer höheren 
Personalquote vereinbar sei, da ja die Gemeinde Rosendahl bekanntlich unter der 
durchschnittlichen Personalquote von vergleichbaren Kommunen liege. Ebenso sei 
es natürlich möglich, dass als Ergebnis eine weitere Reduzierung des Personals 
vorgeschlagen werde. Er sehe hier im Moment einfach nicht den dringenden Hand-
lungsbedarf.  
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Fraktionsvorsitzender Steindorf betonte nochmals, dass die CDU-Fraktion den An-
trag vor dem Hintergrund des Ausscheidens von allen Fachbereichsleitern gestellt 
habe, ohne dass ein Plan vorliege, wie dieses kompensiert werden solle.  

Er stellte an dieser Stelle den Antrag, die Sitzung für eine Beratung zu unterbre-
chen.  
 
Die Sitzung wurde von 19:48 Uhr bis 19:58 Uhr unterbrochen.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf erklärte, dass die CDU-Fraktion bereits einen refor-
mierten Antrag vorbereitet habe und sich durch den bisherigen Verlauf der heutigen 

Beratung auch bestätigt sehe, diesen nun vorzulegen (Anlage I). Er wünsche, zu-
nächst darüber abzustimmen, diesen Antrag an den Rat zu verweisen.  
Da als Begründung für den neuen Antrag die Stellungnahme der Gleichstellungsbe-
auftragten Frau Roters zugrunde gelegt werde, bitte er diese nochmals um eine 
Erläuterung. 
 
Gleichstellungsbeauftragte Roters machte an einem Schaubild deutlich, dass man 
zunächst eine externe Organisationsuntersuchung durchführen müsse, aus der 
dann ein Personalentwicklungskonzept entwickelt werden könne. Die Organisati-
onsuntersuchung sei ein längerer Prozess, der sich durch Interviews und Gesprä-
che zu den Arbeitsaufgaben und –abläufen auszeichne. Er könne bis zu einem Jahr 
dauern. Erst danach könne die Verwaltung intern ein Personalentwicklungskonzept 
erstellen.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf, der inzwischen den neuen Antrag der CDU-Fraktion 
allen Ausschussmitgliedern in schriftlicher Form vorgelegt hatte, bat darum, den 
Text dahingehend zu ändern, dass „Organisationsgutachten mit Personalkonzept“ 
durch „Organisationsuntersuchung“ ersetzt werde. Er bitte darum, diesen Antrag an 
den Rat zu verweisen.  
 
Bürgermeister Niehues schlug vor, über den neuen Antrag als „Beschlussfassung 
für den Rat“ abzustimmen.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse bezweifelte, dass der HFA die Befugnis habe, diesen 
neuen Antrag als Beschlussvorschlag für den Rat zu fassen. 
 
Kämmerer Isfort machte ergänzend darauf aufmerksam, dass einerseits die Mittel 
für eine Organisationsuntersuchung in den Haushalt 2013 eingestellt werden müss-
ten und erst dann eine Beauftragung der Verwaltung zur Vorbereitung einer Aus-
schreibung erfolgen könne.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf erklärte, dass er davon ausgehe, dass zunächst die 
Verabschiedung eines rechtsgültigen Haushaltes erfolge und danach die Ausschrei-
bung erfolgen solle. In der Zeit bis zur Ratssitzung könne man sich eine erweiterte 
Meinung über mögliche Kosten für eine Organisationsuntersuchung bilden. Er gehe 
davon aus, dass die Kosten deutlich geringer seien als das von ihm möglicherweise 
nicht ganz legitim eingeholte Angebot in Höhe von 25.000 € der KGSt. 
 
Fraktionsvorsitzender Meier machte deutlich, dass er einer Verweisung dieses An-
trags an den Rat nicht zustimmen könne, da die Beratungen in der FDP-Fraktion 
sich nur auf den Antrag vom 11. September 2012 bezogen hätten.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf erklärte, dass er wünsche, dass dieser Antrag kom-
plett im Rat beraten und auch beschlossen werde.  
 

Bürgermeister Niehues ließ sodann über den Antrag abstimmen, den neuen An-
trag der CDU-Fraktion an den Rat zu verweisen:   
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Abstimmungsergebnis:   5 Ja Stimmen 
     5 Nein Stimmen 
 

Damit war der Antrag abgelehnt. 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf erklärte, dass er mit diesem Ergebnis nicht einver-
standen sei, da Bürgermeister Niehues das Anliegen der CDU-Fraktion nicht ein-
deutig formuliert habe. 
 
Im Verlauf der darauf folgenden Diskussion verständigten sich die Ausschussmit-
glieder darüber, dass der neu vorgelegte Antrag der CDU-Fraktion als komplett 
neuer Antrag in den Rat eingebracht werden solle.  
 
Bürgermeister Niehues bat darum, den CDU-Antrag mit der formulierten Textände-
rung neu einzureichen, da er diesen von sich aus nicht ändern wolle. 
 
Eine weitere Beschlussfassung erfolgte nicht.  
 
:::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::: 
 

Fraktionsvorsitzender Steindorf stellte sodann den Antrag, den TOP 4 nö.S. abzu-
setzen, da der HFA nicht befugt sei, über diesen TOP zu beraten.  
Ferner legte er einen schriftlichen Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung des § 17 
der Hauptsatzung der Gemeinde Rosendahl vor und begründete diesen.   
 
Fraktionsvorsitzender Meier beantragte daraufhin eine Sitzungsunterbrechung.  
 
Die Sitzung wurde von 20:23 Uhr bis 20:28 Uhr unterbrochen.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf teilte anschließend mit, dass er heute ausschließlich 
die Absetzung des TOP 4 nö.S. beantrage.  
 

Bürgermeister Niehues ließ sodann über den Antrag abstimmen, den TOP 4 nö.S. 
abzusetzen. 
 
Abstimmungsergebnis:   6 Ja Stimmen 
     4 Nein Stimmen 
 
 

 

 

 
 

5 1. Nachtragshaushaltssatzung 2012 mit Nachtragshaushaltsplan und 3. Fort-

schreibung des Haushaltssicherungskonzeptes 

Vorlage: VIII/476 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/476. 
 
Kämmerer Isfort teilte mit, dass die Gemeinde Rosendahl zum ersten Mal seit der 
Einführung des NKF einen Nachtragshaushalt erstellen müsse. Ausschließliche 
Veranlassung dafür sei die Entwicklung der Gewerbesteuer. Letztendlich führe dies 
zur Inanspruchnahme von Eigenkapital und zu einer Verschlechterung der Liquidi-
tät. Tröstlich sei allerdings, dass er von einem Einmaleffekt ausgehe, der so nicht 
wieder eintreten könne.  
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Fraktionsvorsitzender Branse erklärte, dass diese Entwicklung im Bereich der Steu-
ereinnahmen nicht vorhersehbar gewesen sei und seine Fraktionskolleginnen und –
kollegen ihm aufgetragen hätten, nachsichtig zu sein und sich bei der Abstimmung 
zu enthalten.  
 
Ausschussmitglied Schubert bemerkte, dass im Hinblick auf die Entwicklung im 
Asylbewerberbereich, die dort zu erwartenden Mehrkosten nicht in den Nachtrags-
haushalt eingearbeitet worden seien.  
 
Kämmerer Isfort erklärte, dass die Aufstellung des Entwurfes des Nachtragshaus-
haltes schon einige Zeit zurückliege und man die aktuelle Entwicklung bei den Asyl-
bewerbern nicht habe vorhersehen können. 
 
Fraktionsvorsitzender Meier informierte darüber, dass inzwischen seitens der Aus-
länderämter Vorkehrungen getroffen worden seien, die eine schnelle Bearbeitung 
der Asylbewerberanträge ermögliche, so dass es hoffentlich gar nicht erst zu der 
befürchteten Asylbewerberwelle kommen werde.  
 
Kämmerer Isfort ergänzte, dass eventuellen Mehraufwendungen in diesem Bereich 
entsprechende Zuweisungen des Landes gegenüber stünden.  
 
 

Der Ausschuss fasste sodann folgenden Beschlussvorschlag für den Rat: 

 

Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 2012 mit der 3. Fort-
schreibung des Haushaltssicherungskonzeptes und ihren weiteren Bestandteilen 
und Anlagen wird beschlossen. 

 
Abstimmungsergebnis: 6 Ja Stimmen 
 4 Enthaltungen 
 
 

 
 

6 Erlass einer Satzung über die Änderung und Aufhebung der Zweckbindung 

eines Interessentengrundstücks der Netter Mark im Ortsteil Darfeld der Ge-

meinde Rosendahl 

Vorlage: VIII/475 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/475.  
 
Auf die Bitte des Fraktionsvorsitzenden Branse hin erläuterte Allgemeiner Vertreter 
Gottheil die genaue Lage des Interessentengrundstückes. Er erklärte, dass es sich 
hierbei um ein Wegestück handele, das seit Jahren schon privat genutzt werde.  
Erste Gespräche mit dem Ziel, das Grundstück im Zuge der Flurbereinigung zu er-
werben, habe es bereits vor zwei Jahren gegeben. Diese seien aber nicht erfolg-
reich gewesen.  
Die aktuelle Lösung führe dafür zu einem Ertrag im Haushalt der Gemeinde Ro-
sendahl. 
 

Der Ausschuss fasste folgenden Beschlussvorschlag für den Rat:  

 
Die „Satzung über die Änderung und Aufhebung der Zweckbindung eines Interes-
sentengrundstücks der Netter Mark im Ortsteil Darfeld der Gemeinde Rosendahl“ 
wird auf der Grundlage des der Sitzungsvorlage VIII/475 als Anlage III beigefügten 
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Satzungsentwurfes beschlossen. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 

 
 

7 Mitteilungen 
 
Verwaltungsseitig wurden keine Mitteilungen vorgetragen.  

 

 

 
 

8 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von Einwohnern gestellt.  

 

 

 
 
 
 
 
 

Niehues 
Bürgermeister 

Wisner-Herrmann 
Schriftführerin 

 
 


	SMC_BM_SNFUNK
	Text
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_TEXT2
	Wortprotokoll
	Zu

